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Redaktionelle Vorbemerkungen 
Die Arbeitsübersetzung aus dem Russischen entspricht dem Volltext 
dieses Dokumentes, das auf dem Internetportal des Außenministeriums 
der Russischen Föderation veröffentlicht wurde, abrufbar unter: 
http://www.mid.ru/ru/foreign_policy/news/-/asset_publisher/cKNonkJE02Bw/content/id/2740264 
abgerufen am 12.06.2017, 
 
Die Übersetzung mit dem Sachtitel 
Kommentar des Außenministeriums der Russischen Föderation 
im Zusammenhang mit der Veröffentlichung des Jahresberichts 
des US-Außenministeriums über die Einhaltung der Abkommen 
auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung 
durch die Staaten  Dokument № 892 vom 29. April 2017,  
ist an einer wortgenauen, grammatikalisch zutreffenden Übersetzung 
des russischen Originaltextes orientiert. Die erklärenden Fußnoten sind 
vom Übersetzer eingefügt. Die Bezeichnungen von Dokumenten, auf die 
im Text verwiesen wird, sind mit kursiv geschrieben. 
Die häufige Angabe RUSSISCHE FÖDERATION wurde mit RF abgekürzt. 
Abkürzungen des Übersetzers sind in eckigen Klammern [ ] gezeigt. 
Zur inhaltlichen Orientierung ist eine redaktionelle Gliederungsübersicht 
vorangestellt. 
Redaktionsschluss:  Juli 2017 
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KOMMENTAR 
des Außenministeriums der Russischen Föderation 
im Zusammenhang mit der Veröffentlichung des Jahres-
berichts des US-Außenministeriums über die Einhaltung 
der Abkommen auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle 
und Nichtverbreitung durch die Staaten 
Dokument № 892 vom 29. April 2017. 
Die USA treten formell für die unbedingte Einhaltung der Normen des 
Völkerrechts ein. Dazu gehört auch die vollumfängliche Erfüllung der 
internationalen Vereinbarungen, die auf die Stärkung der internationalen 
Sicherheit und die Aufrechterhaltung der globalen Stabilität gerichtet sind 
und bei denen die Verträge und Konventionen zur Rüstungskontrolle, 
Abrüstung und Nichtverbreitung (RAN)
1
 eine Schlüsselrolle einnehmen. 
Ein solches Herangehen verkündend, jedoch unter Etablierung eigener, für 
Washington „idealer“ Erfüllungskriterien für diese oder jene Vereinbarung, 
beanspruchen die USA das alleinige Recht, den Handlungen der anderen 
Staaten bei der Erfüllung der Vertragsverpflichtungen eine Bewertung zu 
erteilen. Washington erledigt das auf kategorische Art und ignoriert die 
etablierte Praxis zur Regulierung auftretender Fragen mittels Anwendung 
der dafür vorgesehenen mehrseitigen Mechanismen.  
Der am 25. April dieses Jahres erschienene Jahresbericht des US-Außen-
ministeriums (U.S. Department of State)
2
 leidet an den gleichen Unzuläng-
lichkeiten wie alle früheren diesbezüglichen Dokumente. Zusammen mit 
dem Ausbringen absolut unbegründeter Anschuldigungen an die Adresse 
einzelner Staaten unternahmen die Autoren erneut den Versuch, die USA 
als fast einzigen Staat mit makelloser Checkliste bei der Erfüllung der 
RAN-Vertragsverpflichtungen darzustellen. Eine solche nicht hinnehm-
                                        
1
 RAN - Sammelbegriff für Rüstungskontrolle, Abrüstung, Nichtverbreitung; 
 .  (russ.) договоры и конвенции по контролъю над вооружениями, разоружению и 
нераспространению (КВРН). 
2
 U.S. Department of State`s Annual Report on Adherence to and Compliance with Arms 
Control, Nonproliferation, and Disarmament, Washington, April 14, 2017. Siehe Volltext 
unter: https://www.state.gov/t/avc/rls/rpt/2017/270330.htm ; abgerufen am 25.06.2017. 
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bare Art und Weise der Unterbreitung und des Zusammenwürfelns von 
Fakten wurde schon zu einer amerikanischen Tradition, nämlich einen 
Anspruch der USA zu bekunden auf das „ausschließlich amerikanische 
Recht“, über „Schuldige“ zu urteilen und deren Bestrafung zu fordern. 
Die RUSSISCHE FÖDERATION [RF] teilt die Position einer vollständigen und 
unbedingten Erfüllung der Verpflichtungen aus internationalen Abkommen 
und lehnt kategorisch die Mittel und Methoden ab, die Washington zur 
„Entlarvung“ von solchen Staaten einsetzt, die nach seiner Meinung als 
„Vertragsverletzer“ anzusehen sind.  
In den letzten Jahren mehren sich die Anzeichen für die Annahme, dass der 
Grund für solche Handlungen der USA – keineswegs die banale Unlust ist, 
sich mit dem komplizierten und andauernden Expertendialog zu belasten, 
sondern bedeutend ernsthafter – die Angst Washingtons, beim Vorbringen 
unbegründeter Beschuldigungen an die Adresse anderer Staaten sowie bei 
der Verletzung von internationalen RAN-Abkommen durch die USA selbst 
entlarvt zu werden. 
Das Außenministerium Russlands muss erneut die Aufmerksamkeit auf die 
einfach nicht hinnehmbaren Handlungen der USA lenken und auf die 
unbestreitbaren Fakten verweisen, die eine geeignete und objektive Bewer-
tung der realen Sachlage bei der Erfüllung ihrer RAN-Vertragspflichten 
durch die RF und die USA ermöglichen. 
1. Probleme der Raketenabwehr 
Im Jahr 2001 verließen die USA den ABM-Vertrag von 1972
3
 und nahmen 
Kurs auf die einseitige, durch nichts begrenzte Verstärkung ihres globalen  
Raketenabwehr-Systems. Damit wurde einer der Stützpfeiler im System 
der globalen strategischen Stabilität zerstört. 
                                        
3
 ABM-Vertrag - Vertrag zwischen den USA und der UdSSR zur Begrenzung von Raketen-
abwehrsystemen, vom 26.05.1972; ist einer der beiden Teile der SALT I-Vereinbarung. 
Nach Ankündigung 2001 verließen die USA am 13. Juni 2002 einseitig den Vertrag. 
.  (engl.) Treaty between The United States Of America and The Soviet Socialist Republics 
on the Limitation of Anti-Ballistic Missile Systems (Anti-Ballistic Missiles Treaty); 
Siehe: https://en.wikisource.org/wiki/Anti-Ballistic_Missile_Treaty; abgerufen 25.06.2017; 
.  (russ.)  Договор об ограничении систем противоракетной обороны, ДПРО. 
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Seither wirkte sich die rücksichtslose Formierung des Raketenabwehr-
Systems der USA sehr ungünstig auf das System der internationalen 
Sicherheit aus, erschwerte bedeutend die Beziehungen nicht nur in der 
euro-atlantischen, sondern auch in der asiatisch-pazifischen Region, ver-
wandelte sich in eines der ernsthaftesten Hindernisse auf dem Weg zur 
weiteren etappenweise Nuklearabrüstung und schuf zugleich gefährliche 
Voraussetzungen für ein erneutes nukleares Wettrüsten. 
Wiederholt wurde die Aufmerksamkeit der amerikanischen Seite auf dieses 
Problem gelenkt. Eine Bereitschaft zum Zusammenwirken und Beachten 
der russischen Besorgnisse war nicht zu erkennen. Die USA weigerten 
sich, über die von Washington selbst behaupteten Garantien zu sprechen, 
dass die in Europa stationierten Mittel der Raketenabwehr nicht gegen 
Russland gerichtet sind.  
Wie bisher gibt es keine Antwort auf die Frage, gegen wen diese hochauf-
wendige und gemessen an beliebigen künftigen Herausforderungen absolut 
disproportionale Vorbereitung einer Raketenabwehr geführt wird. Bezeich-
nend war auch der Widerwillen der USA zu einer Korrektur ihrer Raketen-
abwehrpläne, ungeachtet der erfolgreichen Realisierung der im Jahr 2015 
erzielten vertraglichen Übereinkunft zum iranischen Atomprogramm. Wir 
alle erinnern uns, dass dies seinerzeit das Hauptargument und im Grunde 
genommen einzige Argument war, mit dem Washingtons höchste Ebene 
die Entfaltung seines Raketenabwehr-Systems in Europa rechtfertigte. 
Man muss verstehen: Die rund um den Globus verteilten Raketenabwehr-
mittel sind Bestandteil eines überaus gefährlichen globalen Projektes, das 
zum Schaden der Sicherheitsinteressen anderer Staaten auf die Sicherstel-
lung einer allgemeinen, erdrückenden Überlegenheit der USA gerichtet ist. 
Die aktiv ausgebaute Architektur der Raketenabwehr der USA verringert 
in ihrer Gesamtheit die strategische Kräftebalance bei den strategischen 
Offensivwaffen wesentlich und schafft immer ernsthaftere Risiken einer 
globalen Instabilität. 
Die Gefahr liegt darin, dass die Existenz des „Raketenabwehrschirms“ zum 
Entstehen einer unheilvollen Illusion über eine Unverwundbarkeit und die 
Straflosigkeit führen kann. Bei den „Heißköpfen“ in Washington kann die 
Versuchung erwachsen, neue gefährliche einseitige Schritte bei der Lösung 
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globaler und regionaler Probleme zu unternehmen, unter Umgehung des 
UN-Sicherheitsrates und entgegen dem gesunden Menschenverstand. So 
wie das am 7. April dieses Jahres geschah, als die USA den Raketenschlag 
auf den souveränen Staat Syrien ausführten.  
Als einziger Weg zur Lösung dieses Problems sind die USA bei der Reali-
sierung ihrer Raketenabwehrpläne in der Pflicht. Sie müssen sich leiten 
lassen, nicht mit Worten sondern in der Sache, vom allgemeinen Prinzip: 
Stärkung der eigenen Sicherheit auf Kosten der Sicherheit der anderen 
Staaten ist nicht zulässig. Das wurde von den USA an profilierten 
internationalen Orten selbst mehrfach bekräftigt. 
2. Verpflichtungen der USA aus dem Vertrag zwischen 
den USA und der UdSSR über die Beseitigung ihrer 
Raketen mittlerer und kürzerer Reichweite  
(INF-Vertrag, 1987)
4
 
Washington gibt wissentlich eine unwahre Information über die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus dem INF-Vertrag von 1987.
 
Schon viele Jahre 
ignorieren die USA die russischen ernsthaften Besorgnisse, die direkten 
Bezug auf die INF-Vertragserfüllung der amerikanischen Seite nehmen: 
- Die USA stationierten bodengestützte Komplexe „Aegis Ashore“ auf 
ihrer Raketenabwehr-Basis in Rumänien und planen in Polen eine 
gleichartige Basis. Zu deren Bestand gehören Senkrechtstartsysteme, 
analog den Universalstartvorrichtungen MK-41, die Marschflugkörper 
mittlerer Reichweite vom Typ Tomahawk
5
 starten können. Unbestreit-
                                        
4
 INF-Vertrag - Vertrag zwischen den USA und der UdSSR über die Beseitigung ihrer 
Raketen mittlerer und kürzerer Reichweite; unterzeichnet am 8. Dezember 1987, in Kraft 
seit 1. Juni 1988. Der INF-Vertrag verbietet beiden Seiten die Produktion, Erprobung und 
Dislozierung von bodengestützten ballistischen Raketen und Marschflugkörpern mit einer 
Reichweite von 500 bis 5.500 km samt zugehörigen Startrampen und erforderlicher Infra-
struktur und vereinbarte die Vernichtung der vorhandenen Bestände der Vertragspartner. 
Somit ist der INF-Vertrag ist ein echter Abrüstungsvertrag, da er innerhalb von drei Jahren 
zur vollständigen Vernichtung einer ganzen Kategorie nuklearer Trägersysteme der USA 
und der Sowjetunion führte. 
5
 Tomahawk – hochpräziser Marschflugkörper, Reichweite 2.500 km, also im INF-Bereich;
 seegestützt als Sea Launched Cruise Missiles (SLCM) kein INF-Vertragsgegenstand, 
 bodengestützt als Ground Launched Cruise Missiles (GLCM) sanktioniert im INF-Vertrag. 
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barer Fakt ist, dass dies eine grobe Verletzung der INF-Verpflichtungen 
darstellt.  
- Schon mehr als zwei Jahrzehnte führen die USA im Interesse der 
Raketenabwehr fortgesetzt Erprobungen mit Zieldarstellungsraketen 
durch, deren Charakteristika ähnlich denen bodengestützter ballistischer 
Raketen mittlerer und kürzerer Reichweite sind, und vervollkommnen 
dabei im übrigen die Schlüsselelemente der im INF-Vertrag verbotenen 
Raketensysteme.  
- Viele Jahre schon steigern die USA die Herstellung und den Einsatz 
unbemannter Luftangriffsmittel.
6
 Solche eventuellen Trägermittel für 
Massenvernichtungswaffen fallen mit aller Augenfälligkeit unter die im 
INF-Vertrag enthaltene Definition von bodengestützten Flügelraketen. 
Bleibt anzumerken, dass wir schon über anderthalb Jahrzehnte die ameri-
kanischen Kollegen auf die beiden letztgenannten Verletzungen des INF-
Vertrages hinweisen. Es gibt keinerlei konstruktive Reaktion. 
Erstmals im Jahr 2014 betonten wir unsere Besorgnis, die eine Aufstellung 
von bodengestützten amerikanischen Raketenstartvorrichtungen betrifft. 
Anstelle eines Versuches zur Problemlösung entfesselten die USA eine 
Kampagne zur öffentlichen, absolut unbegründeten Beschuldigung an die 
Adresse Russlands als INF-Vertragsverletzer: Angeblich produziere und 
erprobe unser Land im Vertrag verbotene, bodengestützte Flügelraketen. 
Vorgebracht wird keinerlei Argumentation, die zur Bekräftigung der an 
uns gerichteten Beschwerden geeignet ist. Die von der amerikanischen 
Seite gegebene „Information“, die angeblich ausdrücken soll, worum es 
geht, gibt in der Sache lückenhafte fragmentarische Signale, die nicht auf-
decken, worin denn die haltlosen amerikanischen Besorgnisse begründet 
sind. Ernsthafte Besorgnis ruft jedoch hervor, dass Vertreter einer Reihe 
amerikanischer Behörden eine ähnliche „Faktologie“ als Vorwand in der 
laufenden Kampagne bezüglich „Antwortmaßnahmen“ in den Beziehungen 
zu Russland nutzen. 
  
                                        
6
 Darunter sind wohl unbemannte Fluggeräte als Waffenträger, sog. Kampfdrohnen gefasst. 
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3. Verpflichtungen der USA aus dem Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV, 1968)
7
 
Die USA behaupten, ihre NVV-Vertragsverpflichtungen „zu erfüllen“, 
doch bisher hat sich die alarmierende Situation nicht verändert, die mit der 
Washingtoner Nichteinhaltung von Schlüsselbestimmungen dieses Vertra-
ges verbunden ist. Die USA fahren fort, Nichtkernwaffenbesitzende Nato-
Länder in Europa in eine sog. „nukleare Teilhabe“ einzubeziehen. Diese 
Teilhabe beinhaltet Elemente der Nuklearplanung und die Überprüfung der 
praktischen Fertigkeiten zum Kernwaffeneinsatz mit den einbezogenen 
Trägerflugzeugen und ihren Besatzungen, der Infrastruktur der Flugplätze 
und der sicherstellenden Bodendienste der Nichtkernwaffen-Nato-Länder. 
Dies alles ist eine direkte Verletzung des Atomwaffensperrvertrages, und 
zwar der Artikel I und II. 
Darüber hinaus wurde in den vergangenen Jahren in beispiellosem Umfang 
ein Prozess in Gang gesetzt, um alle Komponenten des amerikanischen 
Nukleararsenals zu erneuern, einschließlich der nichtstrategischen Kern-
waffen, die sich auf dem Territorium anderer Staaten befinden. Die USA 
planen, in Europa neue nukleare Fliegerbomben mit verringerter Stärke, 
aber erhöhter Genauigkeit zu stationieren. Durch solche Charakteristika 
wird die nukleare „Einsatzschwelle“ gesenkt. Solche Kernwaffen verwan-
deln sich von „politischen Waffen“ in „Gefechtsfeldwaffen“. Gleichzeitig 
wird die durch nichts begründete, unwahre These von einem Anwachsen 
der russischen nuklearen Bedrohung verbreitet. Absichtlich werden die 
Festlegungen in unserer Militärdoktrin
8
 zum Kernwaffeneinsatz verzerrt 
dargestellt. Man suggeriert beharrlich der westlichen Öffentlichkeit, dass 
                                        
7
 NVV – Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, Atomwaffensperrvertrag; 
ist ein internationaler Vertrag, der das Verbot der Verbreitung und die Verpflichtung zur 
Abrüstung von Kernwaffen sowie das Recht auf die friedliche Nutzung der Kernenergie 
zum Gegenstand hat; bis 2015 von 191 Vertragsstaaten unterzeichnet. Nur vier Staaten 
sind nicht NVV-Mitglied geworden: Indien, Israel, Pakistan und Südsudan. Nordkorea 
trat im Januar 2003 aus dem Vertrag aus. 
.  (engl.) Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, kurz NPT; 
.  (russ.)  Договор о нераспространении ядерного оружия, ДНЯО.  
8
 Militärdoktrin der Russischen Föderation (Präzisierte Redaktion 12/2014), 
bestätigt durch den Präsidenten der Russischen Föderation. Abgerufen am 25.06.2017, 
Siehe Volltext (russ.), abgerufen am 25.06.2017 unter http://kremlin.ru/acts/47334. 
Siehe auch Übersetzung (dt.), DSS-Arbeitspapiere, Dresden, Heft 113/2015. 
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Russland angeblich seine Ansichten zu Platz und Rolle der Kernwaffen 
revidiert und auf diese immer mehr Machtakzente legt. Alles das entspricht 
nicht der Wirklichkeit.  
Beim Problem der „gemeinsamen nuklearen Teilhabe“ könnte es nur eine 
Lösung geben – die Rückführung aller nichtstrategischen Kernwaffen auf 
das USA-Territorium, ein Verbot der Lagerung im Ausland, die Beseiti-
gung der gesamten sicherstellenden Infrastruktur, die eine schnelle Entfal-
tung dieser Waffen erlaubt und, selbstverständlich, der Verzicht auf die 
Durchführung beliebiger Trainingsmaßnahmen (Übungen), die mit der 
Überprüfung der Fertigkeiten zum Kernwaffeneinsatz durch das Personal 
der Streitkräfte der Nichtkernwaffenbesitzenden Staaten verbunden sind. 
4. Abkehr der USA von der Ratifizierung des Vertrages 
über das umfassende Verbot der Nuklearversuche 
(CTBT, 1996)
9
 
Große Besorgnis bereitet die Abneigung der USA, den Vertrag über das 
umfassende Verbot der Nuklearversuche zu ratifizieren. Damit kann dieser 
außerordentlich wichtige internationale Vertrag nicht in Kraft treten. 
Entsprechend vorliegenden Angaben, stehen darüber hinaus einflussreiche 
politische Kreise in den USA der Idee einer möglichen Wiederaufnahme 
der Nuklearversuche nicht fremd gegenüber. Eine Realisierung dieser Idee 
hätte dem Ziel einer Stärkung des Regimes der Nichtverbreitung von Kern-
waffen direkt widersprochen, zu dem sich Washington bekannt hat. 
                                        
9
 Nuklearteststopp-Vertrag – Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen, 
ist ein noch nicht in Kraft getretener internationaler Vertrag, der alle Nukleartests verbieten 
soll. Bisher (Stand Februar 2017) haben 183 Staaten den Vertrag unterschrieben und 166 
ratifiziert. Deutschland hat den Vertrag 1998 ratifiziert. Von den 44 Kerntechnik-Staaten 
haben 41 unterschrieben und 36 ratifiziert. Damit der Vertrag in Kraft tritt, müssen ihn die 
folgenden Staaten noch ratifizieren: Ägypten, China, Indien, Iran, Israel, Nordkorea, 
Pakistan und die USA, deren Senat die Ratifizierung am 13. Okt. 1999 abgelehnt hat. 
.  (engl.) Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty, CTBT; 
.  (russ.) Договор о всеобъемлющем запрещении ядерных испытаний, ДВЗЯИ. 
Nicht zu verwechseln mit dem Vertrag über das Verbot von Kernwaffenversuchen in der 
Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser, 1963, Moskauer Atomteststopp-Abkommen; 
.  (engl.) Limited Test Ban Treaty (LTBT) oder Nuclear Test Ban Treaty (NTBT) oder 
Partial Test Ban Treaty (PTBT); 
.  (russ.) Договор о запрещении испытаний ядерного оружия в атмосфере, 
космическом пространстве и под водой, 1963 года. 
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Zu berücksichtigen ist, dass sich in der Beitrittsfrage die außerhalb des 
Nuklearteststopp-Vertrages verbliebenen Länder direkt von den USA 
leiten lassen. So erweist sich die Washingtoner „Stillhalteposition“ als 
Haupthindernis auf dem Weg zur Verwandlung des Nuklearteststopp-
Vertrages in ein aktives Völkerrechtsinstrument. 
5. Abkommen zwischen den Regierungen der RF und 
der USA über die Verwertung von Plutonium, das für 
Verteidigungszwecke nicht mehr gebraucht wird, über 
dessen Umwandlung und die Zusammenarbeit auf o.g. 
Gebiet und bei den Protokollen zu diesem Abkommen 
(PMA, 2000)
10
 
Nicht den Tatsachen entspricht die Behauptung der amerikanischen Seite, 
dass der Erlass des Präsidenten der RF über das Aussetzen der Geltung des 
Plutonium-Management-Abkommens (PMA) keinerlei schwerwiegende 
völkerrechtliche Gründe für diese Aussetzung anführt. 
In der Präambel des Erlasses wurde exakt festgehalten, dass die getroffene 
Entscheidung über das Aussetzen der PMA-Geltung zusammenhängt mit: 
○  der grundlegenden Änderung der Begleitumstände und 
○  der entstandenen Bedrohung für die strategische Stabilität im Ergebnis 
unfreundlicher Handlungen der USA gegenüber der RF sowie 
○  dem Unvermögen der USA, die Erfüllung übernommener Verpflich-
tungen zur Verwertung gewonnenen, waffenfähigen Plutoniums in Über-
einstimmung mit den internationalen Verträgen zu gewährleisten.  
                                        
10
 Plutoniumverwertung-Abkommen, Plutonium-Management-Abkommen, PMA, 
unterzeichnet 2000, ratifiziert und inkraft ab Juni 2011; 
.  (engl.) Agreement between the Government of the United States of America and the 
Government of the Russian Federation Concerning the Management and Disposition of 
Plutonium Designated as No Longer Required for Defense Purposes and Related Coope-
ration, PMDA - Plutonium Management and Disposition Agreement. Siehe unter: 
https://www.state.gov/documents/organization/18557.pdf ; abgerufen am 26.06.2017. 
.  (russ.) – Соглашение между Правительством Российской Федерации и 
Правительством Соединенных Штатов Америки об утилизации плутония, 
заявленного как плутоний, не являющийся более необходимым для целей 
обороны, обращению с ним и сотрудничеству в этой области, СОУП. Siehe: 
http://www.conventions.ru/view_base.php?id=2200 ; abgerufen am 26.06.2017. 
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Die entsprechenden Gründe wurden auch niedergelegt im Text zu Artikel 1 
im Föderalen Gesetz der RF № 381-F3 vom 31. Oktober 2016, das den 
PMA-Aussetzungsentschluss staatsrechtlich billigte. 
So unternahmen die USA in der Periode nach Inkrafttreten des PMA, im 
Juni 2011, eine Reihe von Schritten, die zu einer grundlegenden Verände-
rung der Begleitumstände führten, die bei Vertragsschluss vorlagen. 
Im Jahr 2012 wurde in den USA der sog. Magnitzky-Act
11
 erlassen, der 
unter ausgedachten Vorwänden den Grundstein für einen beispiellosen 
Sanktionsdruck auf unser Land legte. 
Seit 2014, nach der Wiedervereinigung der Krim mit Russland, unternahm 
die amerikanische Seite eine ganze Serie feindseliger Schritte, die auf die 
direkte Untergrabung der russischen Wirtschaft und der sozialen Stabilität 
gerichtet sind. Darin eingeschlossen ist das „Gesetz über die Unterstützung 
der Freiheit der Ukraine“, das eine Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten Russlands möglich macht. Auch für die Beziehungen zu einzelnen 
Subjekten der RF, zu juristischen sowie natürlichen, russischen Personen 
wurden Sanktionen eingeführt. 
Zugleich begann eine aktive Verstärkung für die militärische Nato-Infra-
struktur sowie bei der Anzahl amerikanischer Truppen nahe den Grenzen 
Russlands, was grundlegend die strategische Balance in Europa verringert 
und mit verstärkter militärischer Rivalität und Spannung einherkommt. 
Im Zusammenhang mit Vorstehendem wurde die o. g. Entscheidung zum 
Aussetzen der PMA-Geltung durch Russland in voller Übereinstimmung 
mit der Wiener Übereinkunft zum Recht internationaler Verträge von 1969, 
Artikel 62,
12
 getroffen. 
                                        
11
 Magnitsky Act, Russia and Moldova Jackson-Vanik repeal and Sergei Magnitsky rule 
of law accountability act of 2012 - vom US-Kongress verabschiedet im Dezember 2012; 
erhielt Gesetzeskraft durch Präsident Obama am 14. Dez. 2012. 
Beinhaltet Sanktionen (Entzug der Einreiseerlaubnis, Vermögens- u. Kontensperrungen 
u. a.) gegen Amtsträger der RF. Die Liste mit den Namen dieser Beamten wird auch als 
„Magnitski-Liste“ bezeichnet. 
12
 WÜRV - Wiener Übereinkommen  über das Recht der Verträge, abgeschlossen in Wien 
am 23. Mai 1969, ratifiziert 1987 durch die UdSSR. Abgerufen am 22.06.2017, siehe: 
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19690099/201502240000/0.111.pdf  
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Zum zusätzlichen Argument für die PMA-Aussetzungsentscheidung wurde 
die offensichtliche Unfähigkeit der amerikanischen Seite, die Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen zur Verwertung überschüssig gewonnenen 
waffenfähigen Plutoniums in den vorgegebenen Fristen und im Rahmen 
der Bedingungen sicherzustellen, die mit der russischen Seite abgestimmt 
waren. Die Behauptung, die ganze Tätigkeit der USA füge sich in die Ver-
pflichtungen aus dem PMA ein, entspricht nicht der Wirklichkeit. 
Anfang Februar 2016 hat sich die Obama-Administration offiziell an den 
US-Kongress gewandt, um die Absicht mitzuteilen, eine Änderung bei der 
Verwertungsmethode für die 34 Tonnen waffenfähigen PMA-Plutoniums 
vorzunehmen. Die neue Methode beinhaltete die Abkehr von der Nutzung 
des waffenfähigen Plutoniums als Brennstoff für Kernenergie-Reaktoren 
(d. h. MOX-Brennstoff)
13
 und sah stattdessen ein vereinfachtes Immobili-
sationsverfahren vor – die Vermischung des waffenfähigen Plutoniums mit 
Verdünner und die folgende Lagerung in Salzstöcken. Die amerikanische 
Seite erklärte dazu ihre Absicht, den Bau des Werkes zur Herstellung der 
MOX-Brennelemente am Savannah River (Bundesstaat South Carolina) 
einzustellen und dieses unvollendete Werk im Verlauf der nächsten Jahre 
geplant abzuwickeln. 
Hervorzuheben ist, dass die USA mit der Idee der „Immobilisation“ des 
Plutoniums noch im PMA-Vorbereitungsstadium auftraten. Die russische 
Seite wies stets darauf hin, dass durch ein solches Herangehen nicht die 
Unumkehrbarkeit der Verwertung sichergestellt werden kann. 
Die Vertragsverletzung seitens Washingtons besteht darin, dass die USA 
Schritte zur Veränderung der Plutonium-Verwertungsmethode umzusetzen 
begannen, ohne dass sie das Einverständnis Russlands erhielten, was den 
Bestimmungen des Abkommens widerspricht. Selbst nachdem der ameri-
kanischen Seite deutlich zur Kenntnis gegeben wurde, dass es eine solche 
Zustimmung nicht geben wird, wurde vertragswidrig gehandelt. 
Die russische Seite ist bereit, die Möglichkeit einer Erneuerung der PMA-
Fortgeltung zu prüfen, nachdem die amerikanische Seite jene Ursachen 
beseitigt hat, die beitrugen zur radikalen Veränderung der Rahmenbedin-
                                        
13
 MOX - Mischoxid-Brennelemente, ( engl.) Mixed-Oxide fuel, enthalten im Gegensatz zu 
Brennelementen aus reinem Urandioxid ein weiteres Oxid, meist Plutoniumdioxid. 
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gungen, die dem Abkommen am Tag der Inkraftsetzung zugrunde lagen, 
darunter die Auslegung, dass sich die USA an vereinbarte Verwertungs-
methoden halten werden.  
6. Probleme mit der Einhaltung der Übereinkommen 
über das Verbot biologischer Waffen (BWÜ, 1975)
14
 
und das Verbot chemischer Waffen (CWÜ, 1993)
 
seitens der USA 
In der VII. Konferenz zur Überprüfung der Durchführung der Übereinkunft 
über das Verbot biologischer und chemischer Waffen (BWÜ/CWÜ-Jahres-
konferenz in Genf, vom 7. bis 25. November 2016) blockierten die USA 
im entscheidenden Moment die Suche nach Kompromisslösungen. Folge 
war das Scheitern der Annahme eines Arbeitsprogramms im Rahmen der 
BWÜ/CWÜ für die Periode 2017 bis 2020. 
Ein solch verurteilungswürdiger Verlauf kam im Ganzen nicht unerwartet. 
Die USA haben in der Hinsicht nicht wenig destruktive Erfahrung. Bereits 
im Jahr 2001 verwarf die amerikanische Seite alle Ergebnisse jahrzehnte-
langer mehrseitiger Absprachen zur Erarbeitung eines BWÜ/CWÜ-Verifi-
kationsprotokolls. 
Das alles zwingt Russland, das vollumfänglich seine Verpflichtung aus den 
BWÜ/CWÜ einhält, nachzudenken über die wirkliche militärbiologische 
Tagesordnung der USA und nicht über die in der Öffentlichkeit deklarierte. 
Vor dem Hintergrund der fortgesetzten Schwächung des Verbotsregimes 
bei biologischen Waffen ruft bei uns das Ausbleiben von Antworten auf 
die russischen Fragen bezüglich der Erfüllung und Einhaltung der amerika-
nischen BWÜ/CWÜ-Verpflichtungen wachsende Besorgnis hervor. 
                                        
14
 BWÜ - Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung 
solcher Waffen, abgeschlossen in London, Moskau und Washington am 10. April 1972, in 
Kraft seit 26. März 1975, bisher 178 Unterzeichnerstaaten. Siehe: abgerufen 26.06.2017. 
http://www.auswaertiges-amt.de/sid_5DEE9D7A9A7561EA2600C348465 EA7AB/DE/A 
ussenpolitik/Friedenspolitik/Abruestung/BioChemie/VerbotBioWaffen-BWUE_node.html  
.  (engl.) Convention on the Prohibition of the Development, Production and Stockpiling of 
Bacteriological (Biological) and Toxin Weapons and on their Destruction, BTWC; 
.  (russ.) Конвенция о запрещении разработки, производства, накопления запасов 
бактериологического (биологического) и токсинного оружия и об их уничтожении, 
КЗБО. 
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Keineswegs können wir unberührt sein von einer planmäßigen Entfaltung 
der militärbiologischen Infrastruktur der USA entlang russischer Grenzen. 
Besonders beunruhigt die bedeutende Verstärkung der in Georgien statio-
nierten Verwaltung für Medizinforschungen der US-Landstreitkräfte im 
Raum Alekseyevka.
15
 Analoge Projekte des Pentagon auch in anderen mit 
uns benachbarten Staaten sind in der Realisierung. 
Klarheit fehlt auch im Zusammenhang mit dem Versand von Erregern des 
sibirischen Milzbrandes (Antrax), die von mikrobiologischen Objekten der 
US-Militäradministration hergestellt wurden. So wurden in den Jahren von 
2005 bis 2015 aus dem L.-Salomon-Laboratorium (Dugway Polygon, im 
Bundesstaat Utah) Erreger des sibirischen Milzbrandes an 194 Adressaten 
in zehn Länder der Erde verschickt. Solche Handlungen rufen ernsthafte 
Besorgnisse hervor, eingedenk dessen, dass im Jahr 2001 das Forschungs-
institut für Infektionskrankheiten der US-Landstreitkräfte (Fort Detrick, im 
Bundesstaat Maryland)
16
 schon zur Schädigungsquelle bei Zivilpersonen 
durch diese Krankheit wurde. 
Entgegen den Verpflichtungen der USA und den Beschlüssen, die unter 
amerikanischer Beteiligung auf internationaler Ebene getroffen wurden, 
hält Washington außerdem die Möglichkeit eines „Antworteinsatzes“ der 
toxischen Waffe und anderer Arten von Chemiewaffen für zulässig. 
Gemäß dem Befehl № 11850 des Präsidenten der USA, Gerald Ford, 1975, 
ist den amerikanischen Streitkräften erlaubt, „nichttödliche“
17
 toxische 
Waffen und andere Chemiewaffenarten als Methode der Kampfführung 
anzuwenden. Es versteht sich, dass den Grad der „Nichttödlichkeit“ die 
US-Militärführung in solchen Fällen selbstständig bestimmt. 
Dies alles schafft in der Gesamtheit ein überaus alarmierendes Bild rund 
um die „Einhaltung“ der BWU/CWU-Verpflichtungen seitens der USA. 
  
                                        
15
 Alekseyevka – Ort nahe der Hauptstadt Tbilissi; wichtiger Flugplatz der Luftstreitkräfte. 
16
  Fort Detrick in Frederick, Maryland, mit dem United States Army Medical Research 
Institute of Infectious Diseases (USAMRIID) und der National Interagency Confederation 
for Biological Research sowie zukünftig dem National Interagency Biodefense Campus. 
17
  Nichttödliche oder nichtletale oder weniger als letale Waffen, sollen Personen vertreiben, 
aktionsunfähig machen, jedoch nicht töten. 
.  (engl.) non-lethal weapon or less-(than-)lethal weapon. 
.  (russ.) нелетальное оружие.  
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7. Erfüllung der Verpflichtungen der USA aus der 
Übereinkunft über das Verbot chemischer Waffen 
(CWÜ, 1993)
18
 
Schon lange wird in den Jahresberichten des US-Außenministeriums ver-
sucht, die Vollständigkeit der russischen Meldung gemäß Artikel III der 
Übereinkunft über das Verbot von Chemiewaffen (CWÜ) zu bestreiten und 
damit Zweifel zu streuen an der Kompetenz und der verdienten Autorität 
der OVCW
19
 als effektive und erfolgreiche internationale Struktur auf dem 
Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbreitung von Massenvernichtungs-
waffen (MVW). Anders als Washington erhebt Russland gegenüber dem 
OVCW keine Forderungen. 
Es wäre zu erwarten, dass die USA verantwortungsbewusster an die Frage 
der Nutzung von Chemiewaffen durch die nichtstaatlichen Akteure in der 
Nahost-Region herangehen. Aber dazu muss einfach im Rahmen der über-
nommenen Verpflichtungen aus den Resolutionen des VN-Sicherheitsrates 
№ 2118, 2209 und 2235 gehandelt werden. Dem Sicherheitsrat müssen die 
Beweise mitgeteilt werden zu den Verbrechen des IS und anderer terroristi-
scher Gruppierungen im irakischen Kurdistan, die in den Jahren 2015-2016 
Giftstoffe von amerikanischen Militärs unmittelbar an den Einsatzorten 
erhielten. 
Es könnte auch nicht schaden, sich auf dem Stützpunkt
20
 der syrischen 
Luftstreitkräfte Al-Schairat bekanntzumachen mit den „unwiderlegbaren“ 
Beweisen einer Vorratslagerung von Chemiewaffen, die angeblich beim 
Luftschlag auf eine Ortschaft eingesetzt wurden. 
                                        
18
 CWÜ - Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des 
Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen, unterzeichnet am 
13.01.1993 in Paris, in Kraft seit 29.04.1997, bisher 192 Unterzeichner-Staaten. 
Siehe Volltext, dt., abgerufen am 26.06.2017, unter: http://www.auswaertiges-amt.de 
/cae/servlet/contentblob/349352/publicationFile/4142/CWUE.pdf 
.  (engl.)  Convention on the Prohibition of the Developement, Production, Stockpiling and 
Use of Chemical Weapons and their Destruction, CWC; 
.  (russ.) Конвенция о запрещении разработки, производства, накопления и 
применения химического оружия и о его уничтожении, КЗХО. 
19
 OVCW - Organisation für das Verbot chemischer Waffen, seit 1997 in Den Haag (NL).  
20
  Den syrischen Luftstützpunkt trafen am 6./7. April 2017 Dutzende US-Marschflugkörper 
als „Vergeltungsschlag“ für den syrischen Luftschlag am 4. April 2017 auf Dschihadisten-
Objekte in Chan Scheichun, wo später Giftstoff-Geschädigte geborgen worden waren. 
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Chan Scheichun gibt zu verstehen, warum Washington im Zusammenhang 
mit dem mutmaßlichen Chemievorkommnis in der syrischen Provinz Idlib 
in Verletzung des Völkerrechts handelte. Mehr noch, die Amerikaner und 
ihre Verbündeten blockierten die Annahme eines von Russland und dem 
Iran vorgelegten Beschlusses durch den Exekutivrat der OVCW, der die 
unverzügliche Durchführung einer sorgfältigen und unvoreingenommenen 
Ermittlung am Ort des Chemievorkommnisses in Chan-Scheichun vorsah, 
verbunden mit einem Inspektionsbesuch durch OVCW-Vertreter auf dem 
Luftstützpunkt Al-Schairat.  
Entsprechend einer offiziell bestätigten Information des US-Verteidigungs-
ministeriums wurden während der Besetzung des irakischen Territoriums 
(2003-2009) durch Koalitionstruppen ca. 5.000 verschiedene chemische 
Munitionskörper entdeckt, die in der Regierungszeit Saddam-Husseins her-
gestellt worden waren. Darunter war an die örtliche Bevölkerung verkaufte 
Munition. An die CWÜ-Organisation machten die USA zu ihrem Handeln 
keine Mitteilung gemäß den Forderungen des CWÜ. Sie führten im Irak 
die Vernichtung ohne notwendige Verifikation durch sowie mittels der für 
Menschen und Umwelt nicht ungefährlichen Methode „Sprengen unter 
freiem Himmel“. (Es gibt Fakten über geschädigte amerikanische Militär-
angehörige). 
Verwunderung ruft in diesem Zusammenhang die negative amerikanische 
Reaktion hervor, die den mehrfachen russischen Appellen folgte, doch den 
Zugang zu den Archiven des Technischen Sekretariates der OCVW, unter 
Verweis auf Pkt. 2 Artikel IX CWÜ, bezüglich dieser Frage zu gewähren. 
Wir gehen davon aus, dass unser Verlangen noch positiv entschieden wird. 
Beim CWÜ-Beitritt wurden seitens der USA keinerlei Vorbehalte erklärt. 
Jedoch fixierte der Senat des US-Kongresses in Ratifikationsdokumenten 
eine Reihe Bedingungen, die aus Sicht der Erfüllung der CWÜ-Verpflich-
tungen durch die USA überaus widersprüchlichen Charakter tragen. 
So sind der Präsident und die US-Administration verpflichtet, im Fall der 
Verletzung der CÜW-Forderungen tätig zu werden, insbesondere: 
○  die Grenzausfuhr von beliebigen, in den USA zusammengetragenen, 
chemischen Proben zu verbieten; 
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○  Einschränkungen aufzuerlegen bei der Möglichkeit der Durchführung 
von Inspektionen in den USA durch Experten der OVCW, betreffend die 
Aufdeckung verbotener Tätigkeit nach CWÜ auf Anforderung anderer 
Teilnehmerstaaten; 
○  Fortgeltung zu sichern für die Executive Order
21
 des US-Präsidenten 
№ 11850 vom 8. April 1975. Diese erlaubt in bestimmten Situationen und 
für militärische Zwecke (verboten nach Artikel I CWÜ) den Einsatz 
chemischer Mittel, die zur Unruhebekämpfung bestimmt sind. 
Die USA halten weiter am Vorbehalt zum Genfer Protokoll von 1925
22
 fest 
und sehen die Möglichkeit eines „Antworteinsatzes“ der Chemiewaffe mit 
letaler und handlungsunfähig machender (außergefechtsetzender) Wirkung 
vor, was ebenso nach Artikel I CWÜ verboten ist. 
8. Einhaltung des Wiener Dokumentes (2011)
23
 
Beim Bewerten der Einhaltung der Verpflichtungen des Wiener Dokuments 
über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (WD 2011), repro-
duzieren die USA, zu unserem Bedauern, regelmäßig Beschuldigungen an 
Russland über „selektive Erfüllung“ und „unzureichende Transparenz“. 
Die Forderungen der USA zum WD-2011 laufen hinaus auf das Feststellen 
gewisser seit 2014 vorgetragener Besorgnisse der USA in Verbindung mit 
der „WD-2011-Erfüllung durch Russland, davon bezüglich der Ukraine.“ 
Die USA und die Nato-Länder diskreditieren ernsthaft die Rolle des WD-
2011 als Instrument zur objektiven Kontrolle der militärischen Aktivität 
der OSZE-Teilnehmerstaaten, wenn sie Russland „der Bewaffnung und 
Ausbildung der Separatisten in der Ostukraine sowie der gemeinsam mit 
ihnen geführten Gefechtshandlungen“ beschuldigen. Dabei ist es nötig, 
                                        
21
  Die Executive Order ist ein Dekret, erlassen durch den Präsidenten der Vereinigten Staaten 
oder den Gouverneur eines US-Bundesstaates. Da weder Verfassung noch Bundesgesetze 
Bestimmungen zu Executive Orders enthalten, gelten diese daher als ein Element der form-
losen Rechtspraxis. 
22
  Genfer Protokoll - Protokoll über das Verbot der Verwendung von erstickenden, giftigen 
oder ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln im Kriege; unterzeichnet am 
17. Juni 1925 in Genf (CH), bisher 137 Vertragsparteien (2009). 
23
  Wiener Dokument über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM), 
ein Dokument der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), 
unterzeichnet 2011 in Wien. 
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erneut auf das Offensichtliche zu verweisen: die RF ist nicht Partei des 
inneren Konfliktes in der Ukraine. 
Was die sich wiederholenden, auf das WD-2011 bezogenen Beschuldigun-
gen über eine „Okkupation“ und „Annexion“ der Krim sowie die dortige 
Truppenstationierung „ohne Abstimmung mit der Empfangsseite“ angeht, 
so ist die Wiedervereinigung der Halbinsel mit Russland das Resultat einer 
freien Willensentscheidung der multinationalen Bevölkerung. Die Frage 
zum jetzigen Status der Republik Krim und der Stadt Sewastopol ist ent-
schieden. Der Status unterliegt keiner Revision. Demnach ist Russland frei 
bei der Unterbringung beliebiger eigener Truppen und Militärtechnik auf 
eigenem Territorium. Die Versuche, das Krim-Territorium im Rahmen der 
Ukraine-Inspektion zu kontrollieren, sind provokatorisch und vergeblich. 
Selbstverständlich ist Russland bereit, Inspektionsgruppen, Beobachter und 
Bewertungsgruppen auf der Krim zu empfangen, wenn Anfragen entspre-
chend dem WD-2011 an Russland gerichtet werden. 
Übrigens hat Kiew selbst bis jetzt die Verpflichtungen aus dem WD-2011 
bezüglich der militärischen Aktivitäten seiner Truppen im Donbass nicht 
erfüllt. Jedoch wird darüber im Jahresbericht des US-Außenministeriums 
nichts ausgeführt. 
Im Zusammenhang mit den Vorwürfen an unsere Adresse bezüglich des 
Nichtbereitstellens von Informationen über Militärstützpunkte der Streit-
kräfte der RF, die auf Territorien von Abchasien und Südossetien liegen, 
ist anzumerken, dass diese souveränen Staaten keine OSZE-Teilnehmer 
sind, und deshalb nicht zu der im WD-2011 festgelegten Anwendungszone 
für vertrauensbildende Maßnahmen [VSBM] gehören. Die amerikanischen 
Spezialisten, die den betreffenden Abschnitt des Jahresberichts des US-
Außenministeriums vorbereitet haben, sind unzweifelhaft gut informiert 
darüber. Sie wissen selbstverständlich auch Bescheid, dass die genannte 
Information von Russland doch bereitgestellt wird, allerdings in Verbin-
dung mit dem anderen OSZE-Dokument - Allgemeiner Austausch von 
militärischen Informationen. 
Im Jahr 2016, wie auch früher, richtete Russland an die OSZE-Teilnehmer-
Staaten, einschließlich die USA, mehrfach freiwillige Mitteilungen mit den 
ausführlichen Parametern stattfindender außerplanmäßiger Überprüfungen. 
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Verständlich, dass darin nur jene Kräfte aufgeführt wurden, die unter die 
Bestimmungen des WD-2011 fallen. Charakteristisch ist, dass im zurück-
liegenden Jahr im Verlauf der von OSZE-Teilnehmer-Staaten geführten 
Inspektionen zum WD-2011 weder „ungewöhnliche“ noch „ungeplante“ 
militärische Aktivität, noch eine Überschreitung von Parametern bei ange-
meldeter militärischer Aktivität der Streitkräfte festgestellt wurden. Daher 
sind Andeutungen im Jahresbericht des US-Außenministeriums zur mögli-
chen Überschreitungen im Verlauf überraschender Überprüfungen haltlos. 
Einige Worte aus Anlass der im Jahresbericht erwähnten hauptsächlichen 
russischen Waffensysteme und Militärtechnik (freilich dort unter Vorwurf: 
wir haben Angaben „verborgen“). Wie schon mehrfach unseren Partnern 
aufgezeigt, gehört das gepanzerte Fahrzeug BRM-1K mit seinen Charakte-
ristika nicht in eine der Kategorien, bei denen eine Information nach WD-
2011 gegeben werden muss. Und das Kampfflugzeug Su-30SM und der 
Kampfhubschrauber Ka-52 sind noch nicht in die Bewaffnung aufgenom-
men worden. 
Was die beiden militärischen Diensteinheiten betrifft, die in der russischen 
Information zum WD-2011 nicht genannt sind, so müssen diese dort nicht 
aufgeführt werden, weil sie nicht den Kriterien aus Punkt 10 des WD-2011 
entsprechen.
24
 
Washington verbreitet Klagen über einen „Widerwillen“ Russlands, an der 
Erneuerung des gesamteuropäischen Systems der VSBM teilzunehmen. 
Unter Verstärkung des gewaltsamen Drucks auf Russland wird uns gleich-
zeitig vorgeschlagen, den Weg einer „wesentlichen Modernisierung“ des 
VSBM-Regimes nach WD-2011 zu gehen. Diese Modernisierung soll nach 
dem Verständnis der USA und ihrer Verbündeten zum Ziel haben, einseitig 
die Transparenz unserer Streitkräfte zu erhöhen und in einigen Fällen die 
Tätigkeitsgrundlage der OSZE zu unterhöhlen – das Konsensprinzip bei 
der Beschlussfassung.  
                                        
24
  Wiener Dokument 2011 definiert die Meldeobjekte in Fußnoten zu Pkt. 10 wie folgt: 
.  Truppenformationen - Armeen, Korps, Divisionen und gleichwertige Verbände. 
.  Truppenteile - Brigaden, Regimenter und gleichwertige Verbände.  
.  Kampftruppenteile -  Infanterie-, Panzer-, mechanisierte, motorisierte Schützen-, 
Artillerie-, Pionier-,  Heeresfliegertruppenteile, einschließlich luftbewegliche oder 
Luftlandekräfte. 
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Jedoch lassen sich Transparenzmaßnahmen nicht ausbauen unter Bedin-
gungen der Konfrontation, Sanktionspolitik und Abkehr von militärischer 
Zusammenarbeit. Der Kurs auf die „Abschreckung“ Russlands untergräbt 
die Basis für eine Gesprächsführung zur Erneuerung des WD-2011. 
Wir sind der Ansicht, dass der im WD-2011 vorgesehene Mechanismus die 
notwendige Information über Streitkräfte der OSZE-Teilnehmer-Staaten 
sicherstellt und in der gegenwärtigen Etappe den Tatsachen auf dem Gebiet 
der europäischen Sicherheit entspricht.  
Im jüngsten Jahresbericht, wie vordem, schweigen die USA „bescheiden“ 
über vielzählige Probleme bei der Erfüllung des WD-2011, die sowohl sie 
selbst als auch ihre Verbündeten haben. So weigerten sich die begleitenden 
Vertreter eines amerikanischen Truppenteils, im Verlaufe der Inspektion in 
Deutschland am 19. Januar 2016 den Widerspruch zwischen erklärter und 
tatsächlicher Anzahl an Bewaffnung zu erläutern. Dem Geist der Offenheit 
und den Buchstaben des WD-2011 entsprach auch nicht ein ähnliches Ver-
halten der begleitenden polnischen Vertreter im Verlauf der Inspektion 
vom 6. bis 9. Juni 2016. 
Russischen Inspektionsgruppen wurde viermal im Laufe eines Jahres die 
Möglichkeit verwehrt, den Verlauf von Übungen der Nato-Länder zu beob-
achten, weil die Termine für deren Durchführung ohne irgendeine Benach-
richtigung verändert wurden. 
9. Probleme des Vertrages über konventionelle 
Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag, 1990)
25
 
Da die Autoren des Jahresberichtes des US-Außenministeriums erneut die 
Aussetzung der KSE-Vertragsteilnahme durch Russland erwähnen und das 
als „Verletzung“ der Vertragsverpflichtungen hinstellen, ist unbedingt an 
Folgendes zu erinnern. 
Die USA und ihre Verbündeten übergingen mehrfach die begrenzenden 
Bestimmungen des KSE-Vertrages zugunsten einer Nato-Erweiterung. Sie 
                                        
25
  Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa, KSE-Vertrag, 1990 geschlossen 
zwischen den damaligen Mitgliedstaaten der NATO und des Warschauer Vertrages. 
.  (engl.) Conventional Forces in Europe Treaty, CFE. 
 .  (russ.) Договоп об обычных вооруженных силах в Европе, ДОВСЕ. 
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entzogen sich dabei auf jede mögliche Art und Weise einer Erneuerung des 
Systems der konventionellen Rüstungskontrolle in Europa [SKRE], die 
von Russland im Zusammenhang mit neuen militärpolitischen Realitäten 
auf dem Kontinent vorgeschlagen wurde. Die beste Bestätigung dafür ist 
ihre Abkehr von der Ratifizierung der Anpassungsvereinbarung zum KSE-
Vertrag.
26
 
Erst nachdem Russland die KSE-Vertragsgeltung aussetzte, begannen die 
USA und ihre Verbündeten notgedrungen davon zu sprechen, dass mit 
„Notwendigkeit, die Frage des weiteren Schicksals des SKRE zu lösen“ 
sei. Jedoch ihre Versuche, den Dialog zu diesen Problemen als Hebel zur 
Druckausübung auf Russland zu nutzen, führten im Endeffekt zu dessen 
Einfrieren. 
Obwohl die USA und die NATO in Worten die Treue zur „Erhaltung, Stär-
kung und Modernisierung des SKRE“ ausdrücken, nahmen sie in zurück-
liegenden Jahren erneut Kurs auf die „Abschreckung“ Russlands und eine 
weitere Veränderung der Kräftebalance zu ihren Gunsten in der europä-
ischen Region, darunter in unmittelbarer Nähe zu den russischen Grenzen. 
Die USA versuchen, im Zusammenhang mit der Volumensteigerung bei 
der schweren Bewaffnung und Militärtechnik in den Truppenteilen und in 
europäischen Lagern der vorgeschobenen Nato-Basierung, die Bestimmun-
gen der NATO-Russland-Grundakte
27
 zu dem Begriff „wesentliche Kampf-
truppen“ flexibel auszulegen. Das ist de-facto ein gefährliches Balancieren 
an der Grenze zur Verletzung dieses wichtigen Dokumentes. 
                                        
26
  Übereinkommen zur Anpassung des KSE-Vertrages vom 19. November 1999, Siehe: 
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/349220/publicationFile/4112/ 
KSE-UE-Anpassung.pdf ; abgerufen am 25.06.2017. 
27
  NATO-Russland-Grundakte - Grundakte über Gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit 
und Sicherheit zwischen der Nordatlantikvertrags-Organisation und der Russischen 
Föderation, unterzeichnet am 27. Mai 1997 in Paris. Siehe, dt. Text, abgerufen 25.06.2017: 
http://www.nato.diplo.de/contentblob/1940894/Daten/189459/1997_05_Paris_DownlDat.pdf   
.  (engl.) NATO-Russia Founding Act of 1997; 
.  (russ.) Основополагающий акт о взаимных отношениях, сотрудничестве и 
безопасности между Российской Федерацией и Организацией североатланти-
ческого договора.  
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Unter Berücksichtigung dieser Umstände ist eine Rückkehr zum Thema 
der Erfüllung eines längst hoffnungslos veralteten KSE-Vertrages nicht 
sinnvoll. 
Was die Perspektiven zur Ausarbeitung eines neuen KSE-Regimes auf den 
Prinzipien der gleichen und unteilbaren Sicherheit sowie des Ausgleichs 
von Rechten und Pflichten angeht, so können diese nur betrachtet werden 
im Kontext einer Abkehr der Nato-Partner von Maßnahmen der militäri-
schen „Abschreckung“ Russlands in Europa und einer Normalisierung der 
Beziehungen mit der RF, auch im Bereich militärischer Zusammenarbeit. 
10. Verpflichtungen der USA aus dem Vertrag über 
den Offenen Himmel (Open Skies, 1992)
28
 
Die amerikanische Seite reproduziert nicht zum ersten Mal an die Adresse 
Russlands eine Ansammlung von schablonenhaften Anschuldigungen über 
die angebliche Nichteinhaltung beim Vertrag über den Offenen Himmel 
(OH-Vertrag). Zu diesen Einwänden gaben wir mehrfach erschöpfende 
Antworten, sowohl vor der Beratungskommission
29
 des OH-Vertrages als 
auch in den Kommentaren im Zusammenhang mit früheren Berichten des 
US-Außenministeriums. 
Wir sind gezwungen, wie üblich daran zu erinnern, dass die Begrenzung 
der maximalen Flugstrecke über dem Kaliningrader Gebiet in Übereinstim-
mung mit den OH-Vertragsfestlegungen und Beschlüssen der Beratungs-
kommission eingeführt wurde. Dieses Regime gewährleistet eine gleiche 
                                        
28
  OH-Vertrag - Vertrag über den Offenen Himmel, unterzeichnet am 24. März 1992 in 
Helsinki von 27 KSZE-Staaten (der NATO und des Warschauer Vertrages), inkraft 
ab 1. Januar 2002, aktuell 34 Vertragsstaaten; Anwendung umfasst die Hoheitsgebiete 
von Vancouver bis Wladiwostok. Siehe dt. Volltext, abgerufen am 25.06.2017, unter: 
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/349204/publicationFile/4109/ 
OH-Vertrag.pdf;  
 .  (engl.) Treaty on open skies, Siehe engl. Volltext, unter: http://www.auswaertiges-
amt.de/cae/servlet/contentblob/349206/publicationFile/4110/OH-Treaty.pdf 
 .  (russ.) Договор по открытому небу, ДОН. Siehe russ. Volltext unter: http://www. 
mid.ru/obsie-voprosy-mezdunarodnoj-bezopasnosti-i-kontrola-nad-vooruzeniami/-
/asset_publisher/6sN03cZTYZOC/content/id/1137767 ; abgerufen am 25.06.2017. 
29
  Beratungskommission des OH-Vertrages, mit Sitz in Wien; Zusammenarbeit mit dem 
nationalen Zentrum für Verifikationsaufgaben der Bundeswehr (ZVBw), Geilenkirchen. 
.  (engl.) Open Skies Consultative Commission, OSCC; 
.  (russ.) Консулътативная комиссия по открытому небу, ККОН. 
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Beobachtungseffektivität, wie auch bei Flügen über dem übrigen Teil des 
Territoriums der RF sowie über den Territorien der Nachbarstaaten (Polen, 
Litauen, Lettland, Estland). 
Die Begrenzungen für Flüge nach OH-Vertrag unweit der Grenzen zu den 
unabhängigen Staaten Abchasien und Südossetien wurden vertragsgemäß 
eingerichtet. Dort ist vorgesehen, dass Beobachtungsflüge nicht näher als 
10 km an die Grenzen zu Nichtteilnehmer-Staaten heranführen dürfen. 
Unsere Forderung zur Vorauszahlung [Vorkasse] für Beobachtungsflüge 
der Ukraine über Territorium der RF wurde durch die Ablehnung Kiews 
ausgelöst, Verbindlichkeiten in Milliardenhöhe zu begleichen. Die Stich-
haltigkeit der Forderung wird dadurch erhärtet, dass die Ukraine die Rech-
nung vom Juni 2016 für die Teilnahme ihrer Vertreter an Maßnahmen zur 
Besichtigung der russischen OH-Datenplattform bis dato nicht bezahlt hat. 
Davon wird in dem Jahresbericht aus irgendeinem Grund nichts gesagt. 
Bedauerlicherweise schweigen die Amerikaner über die Verletzung und 
Probleme bei der Einhaltung des OH-Vertrages durch die USA selbst und 
durch Nato-Verbündete sowie andere ihnen „nahestehende“ Staaten. 
Über 12 Laufzeitjahre des OH-Vertrages hinweg ignorierten die USA die 
Vertragsbestimmung über die Ausarbeitung von speziellen Prozeduren zur 
Beobachtung ihrer Inselterritorien und –besitzungen. Dadurch erwies sich 
ein bedeutender Teil des Territoriums der USA als unzugänglich für Beob-
achtungen, was eine grobe Störung der Vertragsgrundlagen darstellt. Erst 
zum Ende 2015 kam Washington unseren Forderungen entgegen. Doch die 
entsprechenden Prozeduren für die Alëuten-Inselkette sehen bisher keine 
Möglichkeit für eine Ruhepause der Besatzung vor. Das kann sich negativ 
für die Flugsicherheit erweisen und begrenzt wesentlich die Möglichkeit 
Russlands zur Beobachtung in diesem Teilterritorium der USA.  
Durch die Ablehnung einer ausreichenden Anzahl Zwischenlandeplätze 
haben die USA (und gemeinsam mit ihnen Kanada) praktisch ihr Territo-
rium für eine Beobachtung durch russische Flugzeuge An-36B mit Daten-
erfassungsgeräten geschlossen. Das stellt eine Vertragsverletzung nach 
Artikel III OH-Vertrag dar, der die Verpflichtung eines jeden Teilnehmer-
Staates vorsieht, Beobachtungsflüge über seinem Territorium anzunehmen. 
Zur Begründung ihrer Position berief sich die amerikanische Seite auf die 
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Notwendigkeit einer Präzisierung des Beschlusstextes der Beratungskom-
mission zu dieser Frage; aber bis jetzt unternahmen die USA in diese Rich-
tung keinerlei Schritte. Daneben wurde in Washington die These über eine 
angebliche Bedrohung der nationalen Sicherheit der USA aufgebauscht, 
sollte es zur Durchführung von Flügen des russischen OH-Flugzeugs mit 
Bord-Datenerfassungsgeräten kommen. Gerade die USA waren beim OH-
Vertrag die Initiatoren für den „Übergang auf digitale Erfassung“. 
Die amerikanische Seite, die das Recht beansprucht, über die Handlungen 
anderer Staaten zu richten, rechtfertigt hartnäckig die Vertragsverletzungen 
seiner engsten Partner und Verbündeten. So unterstützten die USA vom 
Wesen her die vertragsverletzende Entscheidung Georgiens, die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus dem OH-Vertrag hinsichtlich Russlands einzu-
stellen. Damit schuf Georgien einen Präzedenzfall für selektive Erfüllung 
eines multilateralen Dokumentes.  
Washington verkündete zynisch seine Zufriedenheit mit der Vertragserfül-
lung durch Ankara, statt die dem OH-Vertag widersprechende Beobach-
tungssperre zu verurteilen, die von der Türkei für eine bedeutende Region 
im Südosten des Landes verhängt wurde. Unter Erklärung der Notwendig-
keit, auf türkischem Territorium „die Sicherheitslage zu berücksichtigen“, 
versuchten die USA über viele Jahre hinweg zu erreichen, dass der von 
Russland zur gefährlichen Zone erklärte Luftraum über der Tschetscheni-
schen Republik und den angrenzenden Räumen freigegeben wird. 
Die USA beharren auf dem Ermöglichen von Beobachtungsflügen über 
ganz Russland (darunter über Moskau) ohne Höhenbegrenzung und ziehen 
es vor, solchen Beschränkungen in Großbritannien, Norwegen und einigen 
anderen Staaten keine Aufmerksamkeit zu schenken. (Übrigens wird im 
Jahresbericht erstmals ein Zusammenhang zwischen dem Auftauchen des 
Letzgenannten und der Besichtigung des russischen Flugzeugs hergestellt – 
der Tu 154M Lk-1, mit digitalen Datenerfassungsgeräten an Bord). Bei uns 
entsteht die ernsthafte Besorgnis, dass die Politik „mit zweierlei Maß“ zum 
Standard für die amerikanischen Kollegen wurde. 
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11. Einfrieren des russischen freiwilligen Finanzbeitrages 
für die Internationalе Atomеnergie-Organisation (IAEA) 
durch die amerikanische Seite 
Im März 2017 haben amerikanische Banken eine Tranche des russischen 
freiwilligen Beitrages zur Realisierung des Aktionsprogramms der IAEA 
zur Krebsbehandlung eingefroren. Der russischen Zahlungsbank wurde die 
Frage gestellt, ob die getätigte Überweisung in Beziehung zum Iran steht. 
Ungeachtet der Versicherung von russischer Seite, dass diese Gelder für 
zutiefst humanitäre Zwecke bereitgestellt sind, verzögerten die amerikani-
schen Banken den Übertrag der Tranche über mehrere Wochen. Anfang 
April 2017 wurden die eingefrorenen Mittel auf das Konto der Staatlichen 
Gesellschaft ROSATOM zurückgereicht. Als Folge hat die IAEA bis jetzt 
den russischen freiwilligen Beitrag zur Krebsbehandlung für das Jahr 2017 
nicht erhalten. 
Man kann sich vorstellen, dass amerikanische Finanzinstitute sich kaum 
entschließen könnten, eine Blockierung von staatlichen Zahlungen souve-
räner Staaten selbstständig auszulösen. Höchstwahrscheinlich geht es um 
ihre freie Interpretation der amerikanischen regierungsamtlichen Beschrän-
kungen im Kontext mit den nationalen Sanktionen, die ohne Unterschied 
auch zutiefst humanitäre Operationen treffen. Ungeachtet des mehrfachen 
Vorbringens dieser Frage durch die russische Seite bei Kontakten mit offi-
ziellen US-Vertretern, hat die amerikanische Administration die eigenen 
Banken nicht auf die Fehlerhaftigkeit ihrer vorgenommenen Schritte hinge-
wiesen. Es entsteht der Eindruck, dass für die Finanzierung durch Russland 
zum Zweck humanitärer IAEA-Projekte absichtlich Hindernisse errichtet 
werden. Diese Handlungen der US-Banken können als Missbrauch des 
internationalen Finanzsystem durch Kontrolle über US-$-Transaktionen 
angesehen werden. Im vorliegenden Fall hat dies dem Funktionieren des 
UNO-Systems direkt Schaden zufügt. 
*   *   * 
In Schlussfolgerung aus dieser gedrängten Übersicht hoffen wir auf den 
Erhalt deutlicher Erklärungen zu allen von uns vorgestellten Fakten und 
rufen erneut die USA auf, sich angesichts eigener ernsthafter „Fehlstellen“ 
von der anstößigen Praxis zu verabschieden, anderen Staaten gegenüber 
  
27  Kommentar des Außenministeriums der RF, № 892 vom 29.04.2017 
unbegründete Anschuldigungen vorzubringen und damit die internationale 
Öffentliche Meinung in die Irre zu führen. Wir drücken auch die Hoffnung 
aus, dass Washington zu einem bewährten, mehrfach seine Wirksamkeit 
bewiesenen Verfahren zur Regulierung von Streitfragen und Meinungsver-
schiedenheiten zurückkehrt, nämlich zu den vollformatigen Verhandlungen 
unter allseitiger Betrachtung der Problemkerne ohne die voreingenommene 
Politisierung und ohne „publikumswirksame Arbeit“ durch das Vorbringen 
unbegründeter Beschuldigungen. 
 
Ende des Übersetzungstextes. 
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